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1. Amtliche Texte 

327 Verordnung 
über das Naturschutzgebiet „Oberthaler Bruch" 

Vom 10. Dezember 1984 

Auf Grund des § 19 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den 
Schutz der Natur und die Pflege der Landschaft (Saarlän­
disches Naturschutzgesetz - SNG) vom 31. Januar 1979 
(Amtsbl. S. 147) verordnet der Minister für Umwelt, Raum­
ordnung und Bauwesen - Oberste Naturschutzbehörde - : 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Das in § 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum Naturschutzge­
biet erklärt. Es trägt die Bezeichnung „Oberthaler Bruch". 

§ 2 

Schutzgegenstand 

( 1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 50 ha. Es 
umfaßt nach dem Stand vom 10. Dezember 1984 in der Ge-

meinde Oberthal, Gemarkung Oberthal, Flur 1, die Flur­
stücke Nr. 385-443, 444-481, 754-761, 869/826, 668/1-
728, 484/1, 485-530, 531-613, 614-630, 631, 632-667, so­
wie Teile der Flurstücke Nr. 762- 77411, 792, 868/826; Ge­
markung Gronig, Flur 1, die Flurstücke Nr. 49-58 sowie ein 
Teil des Flurstückes Nr. 72 und in der Gemeinde Nohfelden, 
Gemarkung Neunkirchen; Flur 13, die Flurstücke Nr. 36, 37, 
88, 89/1 sowie Teile der Flurstücke Nr. 95, 100/l und 55; 
Gemarkung Selbach, Flur 8, die Flurstücke Nr. 9/ 1, 9/2, 10, 
11 und 13/ 1 sowie ein Teil des Flurstücks Nr. 50. 

(2) Das Naturschutzgebiet ist in dem anliegenden Kartenaus­
schnitt der topographischen Karte gekennzeichnet und in Ka­
tasterkarten M 1 : 1 250 und 1 : 2 500 in roter Farbe darge­
stellt. Die Verordnung mit den Katasterkarten wird beim Mi­
nister für Umwelt, Raumordnung und Bauwesen - Oberste 
Naturschutzbehörde ·-, Hardenbergstraße 8, 6600 Saarbrük­
ken, archivmäßig verwahrt. Eine Ausfertigung befindet sich 
bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landrates in 
St. Wendel, Mommstraße, 6690 St. Wendel. Die Verordnung 
mit den Katasterkarten kann hei den genannten Behörden 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen wer­
den. 
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(3) Das Naturschutzgebiet wird an den Hauptzugängen und 
sonstigen Zugängen durch Aufstellung des amtlichen Schil,ies 
„ Naturschutzgebiet" gekennzeichnet. 

§ 3 
Schutzzweck 

Schutzzweck ist die Erhaltung, Förderung und Entwicklung 
eines für den Naturraum „Nohfelden-Hirsteiner Bergland" 
repräsentativen Bruchgebietes. Es sollen insbesondere die sel­
tenen Pflanzengesellschaften der Braunseggen, des Borstgras­
rasens und der Spitzblütenbinsenwiese geschützt werden. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, 
die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer nachhaltigen 
Störung oder zu einer Beeinträchtigung der wissenschaft­
lichen Forschung und Lehre führen können. 

(2) Im Bereich des Naturschutzgebietes ist insbesondere ver­
boten, 

1. das Betreten außerhalb der Wege, 

2. bauliche Anlagen zu errichten, auch solche, die keiner 
Baugenehmigung oder Bauanzeige bedürfen, 

3. Pflanzen zu beschädigen, auszureißen, auszugraben oder 
Teile davon abzupflücken, abzuschneiden oder abzurei­
ßen, 

4. nicht jagdbaren, wildlebenden Tieren nachzustellen, sie 
mutwillig zu beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vor­
richtungen anzubringen, sie zu fangen oder zu töten oder 
Puppen, Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut­
und Wohnstätten solcher Tiere fortzunehmen oder zu be­
schädigen. 

5. das Fotografieren und Filmen von Pflanzen und Tieren 
außerhalb der Wege, 

6. Aufforstungen oder Anpflanzungen mit standortfremden, 
nicht einheimischen Holzarten vorzunehmen, 

7. Pflanzen und Tiere einzubringen, 

8. Bodenbestandteile abzubauen, Sprengungen oder Gra­
bungen vorzunehmen, Schutt oder Bodenbestandteile 
einzubringen oder die Bodengestalt auf andere Weise zu 
verändern oder zu beschädigen, 

9. Oberflächen- oder Grundwasser abzuleiten, 

10. zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, zu lagern, zu lärmen, 
Feuer anzumachen, Wagen und Krafträder zu parken, 
Abfälle wegzuwerfen oder das Schutzgebiet auf andere 
Weise zu beeinträchtigen, 

11. Bild- und Schrifttafeln anzubringen, soweit sie nicht auf 
den Schutz des Gebietes hinweisen, 

12. das Baden, 

13. das Weiden von Vieh, 

14. die Verwendung von Düngemitteln (einschließlich organi­
scher), Herbiziden, Insektiziden, Fungiziden oder ande­
ren chemischen Mitteln, 

15. das Abbrennen von Hecken und anderen Pflanzenbestan­
den. 

§ 5 

Anzeigepflicht 

(l) Änderungen der Eigentums-, Besitz- und Nutzungsver­
hältnisse sowie Veränderungen auf den im Naturschutzgebiet 
liegenden Flurstücken sind der Obersten Naturschutzbehörde 
anzuzeigen. 

(2) Die Durchführung von forstwirtschaftlichen Arbeiten 
(Holzeinschläge, Durchforstungen, Aufforstungen und ande­
res) ist unter Angabe der Gemarkung, Flur und Flurstücks­
nummer und Beschreibung der Arbeiten 6 Wochen vor Be­
ginn der Arbeiten - bei der Obersten Naturschutzbehörde -
schriftlich anzuzeigen, 

§6 

Zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht 

1. für die ordnungsgemäße land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung im bisherigen Umfang, § 4 Absatz 2, Ziffer 7, 14 
und 15 sowie§ 5, Absatz 2 bleiben unberührt; 

2. für die sonstige, bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung der 
Grundstücke, Straßen und Wege sowie der rechtmäßig be­
stehenden Einrichtungen in der bisherigen Art und im bis­
herigen Umfang, deren Unterhaltung und Instandsetzung; 

3. für Schutz- und Pflegemaßnahmen, die von der Obersten 
Naturschutzbehörde oder den von ihr beauftragten Stellen 
angeordnet werden; 

4. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde­
rung. 

§ 7 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Schutz- und Pflegemaßnahmen werden durch Einzelanord­
nung festgelegt. 

§ 8 

Befreiung 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 34 Ab­
satz 2 SNG Befreiung erteilt werden. 

§9 

Beseitigung von Beeinträchtigungen 

Bei Inkrafttreten dieser Verordnung vorhandene Beeinträch­
tigungen sind auf Anordnung der Obersten Naturschutz­
behörde zu beseitigen, sofern die Beseitigung zumutbar ist. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 38 Absatz 1 Nummer 9 SNG 
handelt, wer in dem Naturschutzgebiet vorsätzlich oder fahr­
lässig eine der in § 4 dieser Verordnung verbotenen Handlun­
gen vornimmt. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 
Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. 

Saarbrücken, den l 0. Dezember 1984 

Der Minister für t.:mwelt, Raumordnung und Bauwesen 

- Oberste Naturschutzhehörde -

Dr. Berthold Budell 
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277	 Verordnung 
	 über das Naturschutzgebiet 
	 „Südteil des Nohfeldener Rhyolith-Massivs“ 
	 (N 6408-308)

Vom 24. Oktober 2017

Auf Grund des § 20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, § 23 
und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natura 
2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe durch eine verantwortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungszie-
le – Wiederherstellung und Entwicklung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie durch 
einen mit den Bewirtschaftern in gebiets- und bedarfs-
orientierten Nutzergesprächen abgestimmten Manage-
mentplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verabschie-
dung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkeiten für 
landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine natur-
schutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- und 

Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebensraum-
typen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie-
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnisse 
des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt ein 
Mitgliedsstaat seinen aus den europäischen Richtlini-
en erwachsenen Verpflichtungen nicht nach, existiert 
ein EU-rechtliches Kontroll- und Sanktionsinstrumen-
tarium in Form von Beschwerde- und Vertragsverlet-
zungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei-
ner Größe von ca. 73 ha wird zum Naturschutzgebiet 
erklärt. Es trägt die Bezeichnung Naturschutzgebiet 
„Südteil des Nohfeldener Rhyolith-Massivs“ (N 6408-
308) und ist Teil des Netzes Natura 2000 (§ 31 Bun-
desnaturschutzgesetz) als Gebiet von gemeinschaftli-
cher Bedeutung gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflan-
zen (ABl. L 206 vom 22.07.1992 S. 7) in der derzeit 
geltenden Fassung.

Das Schutzgebiet liegt in der Gemeinde Oberthal, Ge-
markungen Oberthal und Gronig und in der Gemeinde 
Nohfelden, Gemarkungen Selbach und Neunkirchen, 
zwischen den Orten Oberthal und Neunkirchen.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in einer Detailkarte 1:2000 
mit Flurstücknummern und Randsignatur, die eben-
falls Bestandteil dieser Verordnung ist, wiedergege-
ben. Diese Karten und der Verordnungstext werden im  
Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz – 
Oberste Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. 
Jeweils eine weitere Ausfertigung befindet sich bei 
der Gemeinde Oberthal und der Gemeinde Nohfelden. 
Verordnungstext und Karten können bei den genannten 
Stellen eingesehen werden.

(3) In der Detailkarte werden, soweit dies für die An-
wendbarkeit nachfolgender Regelungen erforderlich 
ist, die Lebensraumtypen und deren Erhaltungszustän-
de nach Anhang I und Artvorkommen nach Anhang II 
der Richtlinie 92/43/EWG dargestellt.

(4) Das Schutzgebiet wird an den Hauptzugängen 
durch das Schild „Naturschutzgebiet“ gekennzeichnet, 
dessen Aufstellung und Bestand die Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten von Grundstücken zu dulden 
haben.
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Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.

Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der  
Managementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.

(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.

(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.

(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun-
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.

Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann die 
Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, wenn 
dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird.
§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes eines  
Lebensraumtyps oder einer Art eingetreten ist oder be-
gründet zu erwarten ist, kann das Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die 
Erhaltung oder Wiederherstellung des Erhaltungszu-
standes sicher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 52 Absatz 1 Nummer 
5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, wer 
in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung über das Naturschutz-
gebiet „Oberthaler Bruch“ vom 10. Dezember 1984 
(Amtsblatt, S. 1301) in der derzeit geltenden Fassung 
außer Kraft.
Auf den in § 1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die „Verordnung über die Aus-
weisung von Landschaftsschutzgebieten im Landkreis 
St. Wendel“ vom 12. August 1976 (Amtsblatt, S. 905) 
in der derzeit geltenden Fassung außer Kraft.
Saarbrücken, den 24. Oktober 2017

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost

G.Schommer
Hervorheben



	 Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 9. November 2017� 953

� — Anlage —

±

Legende
Naturschutzgebiet 6408 - 308

Anlage zur Verordnung über das 
Naturschutzgebiet 6408-308
"Südteil des Nohfeldener Rhyolith-Massivs"

0 200 400 600 800100
Meter

Hinweis:
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